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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müller-Hermann, Dr. Unland, 
Dr. Warnke, Dr. Jobst, Schmidhuber, Sick und Genossen 
— Drucksache 7/3626 — 

betr. Vergabe von Unteraufträgen in Staatshandeisländer 


Der Bundesminister für Wirtsdiaft hat mit Schreiben vom 4. Juni 
1975 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfange deutsche 
Auftragnehmer, insbesondere im Textil- und Bekleidungsbereich, 
übernommene öffentliche Aufträge deutscher Behörden, u. a. der 
der Bundeswehr, als Unteraufträge ins Ausland, vornehmlich in 
Staatshandelsländer, vergeben? 

Die der Anfrage zugrunde liegende Besorgnis, daß durch Er- 
teilung von Unteraufträgen in Staatshandelsländer bei Beschaf- 
fungen im Textil- und Bekleidungsbereich die Beschäftigungslage 
in der Textilindustrie beeinträchtigt werde, ist nach den vor- 
liegenden Informationen unbegründet. 

Nach den durch das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung, 
Koblenz, getroffenen Feststellungen sind seit Mitte 1974 keine 
Uniformaufträge in Staatshandelsländer vergeben worden. Auch 
Unteraufträge für Textil und Bekleidung sind nicht in Staats- 
handelsländer vergeben worden. 

Das Bundesministerium des Innern, das die zentralen Beschaffun- 
gen für den Bundesgrenzschutz, den Zivil- und Katastrophen- 
schutz, für die Bereitschaftspolizeien der Länder (soweit der Bund 
die Kosten trägt), das Deutsche Rote Kreuz und einzelne humani- 
täre Hilfsaktionen durchführt, hat mitgeteilt, daß in seinem Zu- 
ständigkeitsbereich noch keine Aufträge, auch nicht als Unter- 
aufträge, an Staatshandelsländer erteilt worden seien. 

Auch die im Laufe des letzten Jahres mehrfach aufgestellten Be- 
hauptungen über angebliche Fertigungen im Ausland haben in 
keinem Falle einer Nachprüfung standgehalten. 
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2. Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, trotz der 
großen Zahl von Arbeitslosen und Kurzarbeitern, insbesondere 
Frauen, in der deutschen Textil- und der Bekleidungsindustrie die 
Genehmigung zur Vergabe von Unteraufträgen ins Ausland, vor- 
nehmlich in Staatshandelsländer, zu erteilen? 


Im Textilbereich sind, wie unter Frage 1 ausgeführt, keine Unter- 
aufträge in Staatshandelsländer vergeben worden. 

Im übrigen ist generell folgendes zu bemerken: 

Eine Genehmigung zur Vergabe von Unteraufträgen in das Aus- 
land ist nach der „Verdingungsordnung für Leistungen'' (VOL) 
bei der Auftragserteilung nicht vorgesehen. Eine solche Bestim- 
mung würde überdies eine Einschränkung der unternehmeri- 
schen Dispositionsfreiheit darstellen. 

Abgesehen davon hält es die Bundesregierung auch aus grund- 
sätzlichen wirtschaftspolitischen Überlegungen nicht für richtig, 
gegen deutsche Firmen einzuschreiten, wenn sie zur Ausführung 
von Aufträgen Unteraufträge in das Ausland, z. B. in westliche 
Industrieländer, vergeben. Bei den Bemühungen der Bundes- 
regierung um die Erhaltung eines freien Welthandels, der Grund- 
lage unserer wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten ist, 
kann sich zwar im Einzelfall ein Zielkonflikt mit arbeitsmarkt- 
politischen Bestrebungen ergeben. Protektionistische Maßnah- 
men aufgrund konjunktureller oder auch struktureller Schwierig- 
keiten würden jedoch die Position der deutschen Industrie im 
Welthandel schwerwiegend beeinträchtigen. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die als Folge der Vergabe 
von Unteraufträgen deutsdier öffentlicher Auftraggeber in Be- 
trieben der Bekleidungsindustrie eintretende Kurzarbeit den Ge- 
samthaushalt stärker belastet als es der Fall bei Herstellung im 
Inland zu inländischen Lohnen und Preisen sein würde? 

4. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß bei der Zustimmung 
zur Untervergabe öffentlicher Aufträge in diese Länder die Be- 
stimmung des § 34 Abschnitt 3 der Bundeshaushaltsordnung: 

„Ausgaben dürfen nur soweit und dürfen nicht eher geleistet 
werden, als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwal- 
tung erforderlich sind" 

so auszulegen ist, daß Ersparnisse in den Haushalten der Ressorts 
ohne Rücksicht auf etwaige Mehrausgaben im Gesamthaushalt 
des Bundes bzw. anderer Körperschaften anzustreben sind? 


Nach den zu den Fragen Nr. 1 und Nr. 2 getroffenen Feststellun- 
gen erübrigt sich eine Beantwortung dieser Fragen. 
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